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145 Ausgabe A. 


Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


c o ur BERER ARSTER REN 
Nr. 17 Ausgegeben Danzig, den 19. März 1932 
39 Zweite Verordnung 


zur Durchführung und Ergänzung der Verordnung über die Einführung einer Sicherungsverwaltung 
zur Sicherung der Ernte vom 4. Dezember 1931 (G. Bl. S. 907). 
Vom 18. 3. 1932. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 26, 23, 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) und das 8 20 der Verordnung über die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur Sicherung 
der Ernte vom 4. Dezember 1931 (G. Bl. S. 907) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 


Die Verordnung über die Einführung einer Sicherungsverwaltung zur Sicherung der Ernte vom 
4. Dezember 1931 (G. Bl. S. 907) wird wie folgt geändert und ergänzt: 


1. $ 12 Abſ. II erhält folgende Faſſung: 

„Für die Sicherungsverwaltung mit Genehmigung des Sicherungsausſchuſſes zur Aufrecht⸗ 
erhaltung des landwirtſchaftlichen Betriebes gewährte Darlehen, Sachlieferungen und gewerbliche 
Leiſtungen ſowie Darlehen, die zur Beſtreitung laufender auf dem Grundſtück ruhender öffentlicher 
Laſten (§ 10 Abſ. I Ziffer 3 3G. und Artikel 1 bis 3 Pr. AG. 3G.) gewährt worden ſind, 
ſind bei der Aufſtellung des Plans vorzugsweiſe zu berückſichtigen. Dies gilt auch für Darlehen, 
Sachlieferungen und gewerbliche Leiſtungen, die ſeit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung bis zur 
Anordnung der Sicherungsverwaltung für die gleichen Zwecke gewährt worden ſind.“ 

2. In $ 12 Abſ. III Satz 1 ſind an Stelle der Worte „Soweit Darlehen und Sachlieferungen“ 
die Worte „Soweit Darlehen, Sachlieferungen und gewerbliche Leiſtungen“ zu ſetzen. 
3. $ 12 erhält folgenden Abſatz V: 5 

„Forderungen aus zur Aufrechterhaltung des landwirtſchaftlichen Betriebes gewährten Dar- 
lehen, Sachlieferungen und gewerbliche Leiſtungen (Abſatz II Satz 1) ſind auf Antrag des Gläu— 
bigers durch Beſchluß der Sicherungsſtelle für vollſtreckbar zu erklären. Forderungen aus Darlehen, 
Sachlieferungen und gewerblichen Leiſtungen gemäß Abſatz II Satz 2 können durch Beſchluß der 
Sicherungsſtelle für vollſtreckbar erklärt werden.“ a 

4. Im $ 14 Abi. II und III ſind jeweils an die Stelle der Worte „Darlehen und Sachlieferungen“ 
die Worte „Darlehen, Sachlieferungen und gewerbliche Leiſtungen“ zu ſetzen. 
5. $ 14 Abſatz II erhält folgenden Zuſatz: 


5 „Dasſelbe gilt, falls während der Dauer des Sicherungsverfahrens das Grundſtück zur 


Zwangsverſteigerung gelangt. In dem Zwangsverſteigerungsverfahren haben die Forderungen 
für die gewährten Darlehen, Sachlieferungen und gewerblichen Leiſtungen den Rang des § 10 
Abi. I Ziff. 1 3G.“ 

6. $ 14 erhält folgenden Abſ. IV: 

„Wird die Sicherungsverwaltung, aufgehoben, ohne daß ſie in das Verfahren der ordentlichen 
Zwangsverwaltung übergeleitet wird, ſo behalten die im Abſ. II bezeichneten Darlehen, Sach⸗ 
lieferungen und gewerblichen Leiſtungen ihren Rang, ſofern der Gläubiger die Zwangsverſtei⸗ 
gerung binnen einer Friſt von drei Monaten nach Aufhebung der Sicherungsverwaltung bean- 
tragt. Die Friſt kann auf Antrag des Gläubigers von dem Vollſtreckungsgericht verlängert 
werden, wenn der Gläubiger nachweiſt, daß er innerhalb der Friſt von drei Monaten nicht in der 


Lage war, ſich einen vollſtreckbaren Titel zu verſchaffen. Gegen die Verſagung der Friſtver⸗ 


längerung findet die ſofortige Beſchwerde ſtatt.“ 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 27. 3. 1932.) 
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Artikel II 
Für den Plan der Sicherungsverwaltung gemäß $ 12 werden folgende Richtlinien erlaſſen: 
J. Die gegen den landwirtſchaftlichen Betrieb entſtandenen Forderungen ſind in folgender Reihenfolge 
zu befriedigen: ? 
1. Die Anſprüche aus von dem Sicherungsausſchuß gemäß § 12 Abſ. I Satz 1 und 2 ge 
nehmigten oder anerkannten Darlehen, Sachlieferungen und gewerblichen Leiſtungen, 
2. die laufenden Beiträge an Unterdeichverbände und Entwäſſerungsgenoſſenſchaften, 
3. die Koſten des Sicherungsverfahrens einſchließlich der anteiligen Koſten für den Verwal— 
tungsprüfer, 
4. die ſeit der Anordnung der Sicherungsverwaltung entſtandenen Lohnanſprüche einſchließlich der 
Beiträge zur Sozialverſicherung, ſoweit dieſe den Löhnen rechtlich gleichſtehen (S 10 Abſ. 1 
Ziff. 2 3VG.), 

5. 25 vom Hundert der nach dem 28. Februar 1931 nachweisbar zur Aufrechterhaltung des 
landwirtſchaftlichen Betriebes gewährten Darlehen, Sachlieferungen und gewerblichen Lei— 
ſtungen — jedoch nicht von Angehörigen — ($ 12 Abſ. III), jedoch unbeſchadet der Vorſchrift 
des § 12 Abſ. III Satz 2, 

6. die laufenden öffentlichen Laſten des Grundſtücks ($ 10 Abi. I Ziff. 3 3 VG.), ſoweit ſie 
Bi: nicht gemäß Ziffer 2 zu berichtigen find, 
Br: 7. die laufenden Laſten des Grundſtücks ($ 10 Abi. I Ziff. 4 ZV6.), 
x 8. alle übrigen Forderungen, ſoweit fie in den vorſtehenden Ziffern nicht berüdjichtigt find. 
Bei landwirtſchaftlichen Betrieben, in denen der Betriebsinhaber nicht Eigentümer, ſondern ledig— 
lich Pächter iſt, ſowie in denjenigen landwirtſchaftlichen Betrieben, in denen neben Eigenbeſitz 
auch Pachtland bewirtſchaftet wird, ſind die Pachtforderungen hinter den Forderungen aus Ab⸗ 
ſatz I Ziff. 1 bis 3 zu 50 vom Hundert und hinter Forderungen aus Abſ. I Ziff. 4 bis 7 mit 
den reſtlichen 50 vom Hundert zu befriedigen. Die in Abſ. I bezeichneten Anfprüche gehen inſo— 
weit dem helezlichen Pfandrecht des Verpächters vor. 


Artikel III 
Die Verordnung tritt rückwirkend mit dem 14. Dezember 1931 in Kraft. 


Danzig, den 18. März 1932. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dumont 
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Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers — Druck von A. Schroth in Danzig. 


